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Chemiehandel: Stabilitätsanker in herausforderndem Umfeld 
 
Der Chemiehandel in Deutschland sieht sich weiterhin mit einem anspruchsvollen Marktumfeld 
konfrontiert. Geopolitische Entwicklungen, eine schwache Nachfrage, steigende Kosten sowie 
umfangreiche regulatorische Anforderungen prägen die aktuelle Lage. Gleichzeitig übernimmt 
die Branche eine wichtige Funktion für die Stabilität und Funktionsfähigkeit industrieller Liefer-
ketten. 
 
 
Rückblick 2025: Geschäftsentwicklung bleibt verhalten 
 
Im Jahr 2025 konnte die zu Jahresbeginn bestehende Hoffnung auf eine wirtschaftliche Erho-
lung nicht bestätigt werden. Nach zunächst stabiler Entwicklung kam es im weiteren Jahres-
verlauf zu einem deutlichen Rückgang bei Absatzmengen und Umsätzen, begleitet von spür-
barem Margendruck – insbesondere bei den Industriechemikalien. Die Geschäftslage wurde 
zum Jahresende verhalten beurteilt. 
 
Sorgen bereiten weiterhin zentrale Abnehmerindustrien: Der Automobilsektor zeigte trotz be-
reits schwacher Ausgangslage keine Erholung, die Bauchemie entwickelte sich anhaltend ne-
gativ, und auch die Farben- und Lackindustrie verzeichnete Rückgänge. Lediglich der Life-
Science-Bereich konnte mit moderatem Wachstum in den Segmenten Pharma und Kosmetik 
teilweise stabilisierend wirken. 
 
Zugleich rückte das Zahlungsverhalten der Kunden stärker in den Fokus. Neben längeren 
Zahlungszielen nahmen vor allem in der zweiten Jahreshälfte Zahlungsausfälle und Insolven-
zen zu. 
 
 
Geopolitische Krisen und Supply-Chain-Störungen verschärfen Lage 
 
Die bestehenden Unsicherheiten durch den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine und han-
delspolitische Spannungen wurden zuletzt durch die Zuspitzung der Lage im Nahen Osten in 
Folge des Iran-Kriegs weiter verschärft. Einschränkungen wichtiger Transportwege führen zu 
Verzögerungen in den Lieferketten sowie zu steigenden Logistikkosten und letztlich massiven 
Preissteigerungen erdölbasierter Produkte. 
 
Auch Beschaffungsmärkte in Asien sind zunehmend betroffen: Verschlechterte Lieferbedin-
gungen sowie die Zurückhaltung von Lieferanten – auch aus den USA – bei Neuaufträgen 
verschärfen die Situation zusätzlich. Zudem nutzen Produzenten die angespannte Lage für 
Preiserhöhungen. 
 
Der Chemiehandel begegnet diesen Entwicklungen als Risikomanager in volatilen Märkten mit 
einer kontinuierlichen Anpassung seiner Beschaffungsstrategien und einer breiteren Diversifi-
zierung von Bezugsquellen. 
 
 
Schwache Nachfrage trifft steigende Kosten 
 
Die Branche steht vor einer neuen Krisenqualität: steigende Preise bei gleichzeitig rückläufiger 
Nachfrage, anders als in der Corona-Zeit. Insbesondere bei Industriechemikalien waren deut- 
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liche Mengenrückgänge zu verzeichnen. Gleichzeitig führen strukturelle Veränderungen im 
Welthandel – etwa durch zunehmende regionale Ausrichtung von Märkten sowie handelspoli-
tische Maßnahmen mit protektionistischen Tendenzen – zu einer steigenden Komplexität im 
Import- und Exportgeschäft. 
 
In diesem Umfeld trägt der Chemiehandel als „Stabilitätsanker“ wesentlich dazu bei, Angebot 
und Nachfrage auszugleichen und die Versorgungssicherheit aufrechtzuerhalten. Ergänzend 
gewinnen Recyclingströme angesichts eingeschränkter Verfügbarkeit von Virgin-Ware weiter 
an Bedeutung, stehen jedoch ebenfalls unter dem Einfluss hoher Energie- und Kostenbelas-
tungen. 
 
 
Bürokratie und Compliance als Bremsklotz 
 
In diesem schwierigen Umfeld haben die regulatorischen Anforderungen für Unternehmen im 
Chemiehandel weiter zugenommen. Neue, wie z. B. die PPWR (Verordnung (EU) 2025/40 
über Verpackungen und Verpackungsabfälle), und bestehende Regelwerke auf europäischer 
und nationaler Ebene bringen zusätzlichen Umsetzungsaufwand und erfordern umfangreiche 
Anpassungen in den Unternehmen. Die verschiedenen, im Grundsatz zu begrüßenden „Om-
nibus-Pakete“ der EU zu den überzogenen bürokratischen Anforderungen bei den Nachhaltig-
keitsregulierungen bauen Bürokratie nicht wirklich ab, sondern reparieren allenfalls Unfälle 
schlechter Gesetzgebung. Zudem wurden bereits hohe Kosten zur Umsetzung der Vorgaben 
verursacht. Auch der „Omnibus für Chemikalien“ steht hierfür exemplarisch. Die Branche un-
terstützt eine klare und wirksame CLP-Kennzeichnung, erwartet aber bei der Ausgestaltung 
mehr Augenmaß. Bislang nicht wirklich zu erkennen ist aber auch ein dringend nötiger Büro-
kratieabbau in Deutschland. So hat z.B. die „neue“ Bundesregierung ihr Versprechen im Koa-
litionsvertrag, das LkSG abzuschaffen, nicht wahrgemacht, sondern sich lediglich auf einige 
Berichtspflichten beschränkt. Auch Genehmigungsverfahren dauern nach wie vor viel zu 
lange, um nur zwei Beispiele zu nennen. 
 
Die Bürokratie und die entsprechende Compliance bindet einen erheblichen Teil der Arbeitszeit 
und belastet so vor allem die mittelständischen Unternehmen nicht nur des Chemiehandels. 
Begleitet wird dies durch weiterhin hohe Arbeitskosten und dem auch hier nach wie vor feh-
lenden Willen der Politik zu Reformen bei den Sozialsystemen. Dem begegnen die Unterneh-
men mit verstärkten Anstrengungen bei der fortlaufenden Digitalisierung, die einerseits zu Ef-
fizienzsteigerungen beiträgt, andererseits aber in schwierigen Zeiten Investitionen und die An-
passung von Abläufen erfordert. 
 
Initiativen zur Vereinfachung und Harmonisierung werden grundsätzlich begrüßt, ihre prakti-
sche Wirkung bleibt jedoch abzuwarten. Aus Sicht der Branche kommt es entscheidend darauf 
an, dass Regelungen klar, konsistent und praxistauglich ausgestaltet werden, um Planungssi-
cherheit zu gewährleisten. 
 
 
Ausblick 
 
Für das laufende Jahr wird weiterhin ein herausforderndes Umfeld erwartet. Eine spürbare 
wirtschaftliche Erholung erscheint aus heutiger Sicht erst mittelfristig möglich. 
Der Chemiehandel wird seine Rolle als verlässlicher Partner der Industrie und als stabilisie-
rendes Element in den Lieferketten weiterhin wahrnehmen und seine Prozesse entsprechend 
den sich verändernden Rahmenbedingungen anpassen. Hierzu bedarf es spürbarer Kosten-
senkungen, weniger Bürokratie, praxisnaher Gesetze und einer aktiven Handels- und 
Standortpolitik um der aktuellen Krise zu begegnen. 
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